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A 0093/2015 (FD) 

Auftrag Fraktion SVP: Stellenplafonierung in der kantonalen Verwaltung 

(24.06.2015)  

 

Der Regierungsrat wird beauftragt, die notwendigen Massnahmen in die Wege zu leiten, 

damit in Bezug auf die kantonale Verwaltung und ihr nahestehende Anstalten für das bevor-

stehende Budget 2016 und das darauffolgende Jahr 2017 eine Plafonierung der vollzeitäqui-

valenten Stellen (FTE) durchgesetzt wird. Umgehungen der Plafonierung durch vermehrte 

Drittaufträge sind mit geeigneten Mitteln zu verhindern. 

 

Begründung 24.06.2015: schriftlich. 

 

Der Kanton Solothurn hat kein Einnahme-, sondern ein Ausgabeproblem. Es gibt nichts zu 

beschönigen: Ein Fehlbetrag von 135 Millionen Franken in nur einem Jahr ist ein Desaster für 

unseren Kanton. Total wurden in den letzten 3 Jahren 367,6 Millionen Franken mehr ausge-

geben als vorhanden waren. Und nach dem Willen der Regierung soll es im gleichen Stil wei-

tergehen, wird doch im Aufgaben- und Finanzplan in den nächsten Jahren mit erheblichen 

Defiziten gerechnet. Die Personalentwicklung im Kanton Solothurn ist beachtlich, fand doch 

zwischen 2010 und 2014 gesamthaft ein Personalaufbau von +173 Pensen statt. Auch wenn 

die durch die Kantonalisierung der HPS neu geschaffenen Stellen nicht mitberücksichtigt 

werden, verbleibt ein stattlicher Zuwachs von 47 neuen Vollzeitpensen. 

Vor diesem Hintergrund fordert die SVP-Fraktion für das kommende Jahr nun eine umfang-

reiche Angebots- und Strukturüberprüfung der kantonalen Verwaltung mit einer echten Ver-

zichtsplanung. Es dürfte unbestritten sein, dass der grösste Teil der durch Regierung und Par-

lament beinflussbaren Kosten im Kantonshaushalt durch den Personalaufwand entsteht. Des-

halb muss jetzt eine – zumindest befristete - Stellenplafonierung erfolgen. Es ist aber auch 

klar, dass der Personalbestand nur dann nachhaltig plafoniert oder sogar reduziert werden 

kann, wenn gleichzeitig das Angebot staatlicher Leistungen reduziert wird, was angesichts 

der finanziellen Lage dringend notwendig ist.  

 

Unterschriften: 1. Thomas Eberhard, 2. Christian Imark, 3. Christian Werner, Colette Adam, 

Philippe Arnet, Johanna Bartholdi, Beat Blaser, Johannes Brons, Hans Büttiker, Enzo Cessotto, 

Roberto Conti, Markus Dietschi, Tobias Fischer, Claudia Fluri, Martin Flury, Markus Grütter, 

Walter Gurtner, Rosmarie Heiniger, Manfred Küng, Beat Künzli, Fritz Lehmann, Peter M. Linz, 

Beat Loosli, Daniel Mackuth, Hugo Schumacher, Rolf Sommer, Hansjörg Stoll, Albert Studer, 

Christian Thalmann, Urs Unterlerchner, Leonz Walker (31) 


